
Die Bittere Realität in Deutschland  
Bevormundung auf hohem Niveau (Staat und Seniorenheim) 
 

Der Familiäre medizinische Bedarf 
Der medizinische Bedarf einer Durchschnittsfamilie verändert sich entlang der verschiedenen Lebensphasen 
dynamisch. Im Folgenden ist der typische Bedarf unterteilt in den allgemeinen Grundbedarf, den 
spezifischen Bedarf im Kontext von Schwangerschaft & Geburt sowie den Bedarf für Senioren (Großeltern 
bzw. alternde Eltern). 
 

1. Allgemeiner medizinischer Bedarf einer Familie (Alltag) 

Hierbei handelt es sich um die reguläre medizinische Versorgung, die im Alltag von Kindern und Erwachsenen 
im Erwerbsalter benötigt wird. 

Routine- & Vorsorgeuntersuchungen 

• Kinder & Jugendliche: U-Untersuchungen (U1 bis U9 sowie J1/J2) beim Kinderarzt, Impfungen nach 
STIKO-Empfehlung, jährliche Zahnarztkontrollen, Schulinformationen/Sehtests. 

• Erwachsene (Eltern): Jährliche Zahnvorsorge, Check-up ab 35 (alle 3 Jahre), Hautkrebsscreening (ab 
35), Krebsvorsorge (Frauen ab 20, Männer ab 45). 

Akutversorgung & Hausapotheke 

• Typische Anlässe: Atemwegsinfekte, Magen-Darm-Erkrankungen, Sportverletzungen, Allergien, 
Kinderkrankheiten. 

• Medizinische Produkte / Apotheke: 

o Schmerz- und Fiebermittel (Ibuprofen, Paracetamol – auch als Saft/Zäpfchen für Kinder). 

o Fieberthermometer, Pflaster, Verbandsmaterial, Desinfektionsmittel. 

o Nasenspray, Hustensaft, Elektrolytlösungen bei Magen-Darm. 

o Zeckenzange, Kühlpacks, Wund- und Heilsalbe. 

2. Medizinischer Bedarf rund um Schwangerschaft, Geburt & Säuglingszeit 

In dieser Phase steigt der medizinische Versorgungsaufwand vorübergehend stark an. 

Phase Ärztliche & Fachliche Betreuung 
Medizinische Hilfsmittel & 
Apotheke 

Schwangerschaft 

• Frauenarzt (Gynäkologe): 10–12 
Vorsorgeuntersuchungen, Ultraschall, 
Glukosetoleranztest. 

• Hebammenbetreuung (Vorsorge & 
Geburtsvorbereitung). 
 

• Folsäure & 
Schwangerschaftsvitamine (Jod, 
Eisen, Magnesium). 

• Kompressionsstrümpfe (bei 
Ödemen). 
 

Geburt & 
Wochenbett 

• Klinik / Geburtshaus / Beleghebamme. 

 

• Wundversorgung (Binde, 
Regenerationssprays). 



Phase Ärztliche & Fachliche Betreuung 
Medizinische Hilfsmittel & 
Apotheke 

• Nachbetreuung durch die Wochenbett-
Hebamme (täglich bis mehrmals 
wöchentlich in den ersten Wochen). 
 

• Stillhilfsmittel: Milchpumpe (auf 
Rezept), Brustwarzensalbe, 
Stilleinlagen. 

• Säuglingspflege: Nabelpflege, 
Windeldermatitis-Salbe. 
 

1. Lebensjahr des 
Kindes 

• U1 bis U6 Untersuchungen beim 
Kinderarzt. 

• Erste Impfserien. 

• Bei Bedarf: Physiotherapie (z. B. Bobath 
bei Blockaden). 
 

• Vitamin D3 / Fluorid-Tabletten. 

• Baby-Fieberthermometer (mit 
biegsamer Spitze oder Infrarot). 

• Kochsalzlösung für 
Nasenreinigung, Blähungstropfen. 
 

 

3. Medizinischer Bedarf für Senioren (Großeltern / Alternde Eltern) 

Im höheren Alter beruht der Bedarf vor allem auf der Behandlung chronischer Erkrankungen, der Erhaltung der 
Mobilität sowie der Prävention von Pflegebedürftigkeit. 

Ärztliche Betreuung & Diagnostik 

• Facharzt-Dichte: Regelmäßige Termine beim Hausarzt (Quartalskontrollen), Kardiologen, Augenarzt 
(Grüner/Grauer Star), Orthopäden, Urologen/Gynäkologen. 

• Medikamentenmanagement: Einnahme mehrerer Dauermedikamente (Polypharmazie, z. B. 
Blutdrucksenker, Blutverdünner, Cholesterinsenker, Schmerzmittel). 

 

Hilfsmittel & Medizintechnik 

• Seh- & Hörhilfen: Lese- und Gleitsichtbrillen, Hörgeräte (oft Hörgeräteakustiker-Termine). 

• Mobilitätshilfen: Gehstock, Rollator, Duschstuhl, Sitzerhöhungen, Treppenlift. 

• Überwachung / Diagnostik zu Hause: Blutdruckmessgerät, Blutzuckermessgerät (bei Diabetes). 

• Pflegehilfsmittel zum Verbrauch (ab Pflegegrad 1): Desinfektionsmittel, Einmalhandschuhe, 
Bettsofeinlagen, Inkontinenzmaterial. 

 

Therapeutische & Pflegerische Dienstleistungen 

• Heilmittel (auf Rezept): Physiotherapie (Krankengymnastik), Ergotherapie, Logopädie, medizinische 
Fußpflege (Podologie). 

• Pflegedienst: Unterstützung bei der Behandlungspflege (SGB V: z. B. Kompressionsstrümpfe anziehen, 
Wundversorgung, Medikamente richten) oder Grundpflege (SGB XI). 

 

 



Zusammenfassung: Typischer Jahresbedarf im Familienverbund 

FAMILIEN-MEDIZINBEDARF (Drei-Generationen-Blick) 

[KINDER / JUGENDLICHE] ──► Vorsorge (U-Heft), Impfungen, Akut-Infekte, Kieferorthopädie 

[ELTERN (Erwerbsalter)] ──► Schwangerschaft/Geburt, Krebsvorsorge, Ergonomie/Rücken 

[SENIOREN (Großeltern)] ──► Dauermedikation, Mobilitätshilfen, Fachärzte, Heilmittel 

 

Hilfebedarf für verschiedene Senioren-Zielgruppen 
Hier sind die typischen Lebensverläufe, Pflegeverläufe und zeitlichen Schwellenwerte für Hilfs- und 
Pflegebedarfe. Die Daten basieren auf Erhebungen des Statistischen Bundesamtes, des Spitzenverbandes 
Bund der Pflegekassen (GKV) sowie dem Pflegereport. 
 

1. Männer vs. Frauen (Regelbiografie & Alternsverlauf) 

Frauen leben im Schnitt etwa 4 bis 5 Jahre länger als Männer, verbringen jedoch statistisch mehr Jahre in 
Pflegebedürftigkeit und leben im Alter häufiger allein. 

 

Lebensphase / 
Schwellenwert 

Männer (Durchschnitt) Frauen (Durchschnitt) 

Lebenserwartung (Geburt) 78,5 Jahre 83,2 Jahre 

Regelmäßige 
Arztabhängigkeit 

ab ca. 60–65 Jahren 
(Chronische Leiden wie Herz-
Kreislauf, Diabetes Typ 2) 

ab ca. 65–70 Jahren 
(Gelenkerkrankungen, 
Osteoporose, Bluthochdruck) 

Erste Hilfsmittel (Rollator, 
Pflegekraft für 
Wunden/Insulin) 

ab ca. 73–77 Jahren ab ca. 78–82 Jahren 

Hilfsstruktur erforderlich 
(Service-Wohnen / Betreutes 
Wohnen) 

ab ca. 78–81 Jahren (Oft 
früher nach akutem Ereignis 
wie Schlaganfall) 

ab ca. 82–85 Jahren (Oft ausgelöst 
durch Sturzereignisse oder 
Einsamkeit) 

Vollstationäre Pflege / Heim ab ca. 81 Jahren ab ca. 85 Jahren 

Durchschnittliche 
Pflegedauer 

ca. 2,5 bis 3 Jahre ca. 4,5 bis 5 Jahre 

Palliative Phase / 
Sterbebegleitung 

2 bis 6 Wochen (Häufiger 
abrupte Todesursachen wie 
Infarkte) 

1 bis 3 Monate (Häufiger 
langsames Organversagen/Multi-
Morbidität) 



Lebensphase / 
Schwellenwert 

Männer (Durchschnitt) Frauen (Durchschnitt) 

Nachsorge nach dem Tod 
ca. 6 Wochen (Bürokratie, 
Nachlass, Beisetzung) 

ca. 6 Wochen (Bürokratie, 
Nachlass, Beisetzung) 

 

2. Menschen mit chronischen Leiden (Verlauf ab ca. 40 Jahren) 

Bei chronisch Kranken (z. B. Früher Diabetes Typ 1/2, Multiple Sklerose, schwere Herz-Kreislauf-Erkrankungen, 
chronische Niereninsuffizienz) verschieben sich die Hilfsphasen deutlich nach vorne: 

• Arztabhängigkeit: Ab ca. 40–45 Jahren (Engmaschiges Monitoring, Quartals-Kontrollen, Medikation). 

• Bedarf an Hilfsmitteln (Insulin, Wundversorgung, Rollator): Ab ca. 50–60 Jahren (Folgeschäden wie 
Polyneuropathie, chronische Wunden/Diabetisches Fußsyndrom, Mobilitätseinschränkungen). 

• Hilfsstruktur (Betreutes Wohnen / Pflegedienst): Ab ca. 60–67 Jahren (Frühzeitiger Verlust der 
Erwerbsfähigkeit und Einschränkung der Alltagsverrichtungen). 

• Durchschnittliche Pflegephase: 5 bis 10 Jahre (Deutlich länger als im Altersdurchschnitt, da das 
Herzkreislaufsystem robuster ist als bei hochbetagten Menschen). 

• Sterbebegleitung & Nachsorge: 1 bis 3 Monate intensivere Begleitung. 

 

3. Menschen mit körperlicher / geistiger Behinderung (Erwachsenenalter) 

Hier unterscheidet man stark zwischen angeborenen/frühkindlichen Behinderungen und erworbenen 
Behinderungen. 

• Arztabhängigkeit: Lebensbegleitend (Spätestens ab Übergang in das Erwachsenenalter mit 18 
Jahren). 

• Bedarf an Hilfsmitteln: Ab Kindheit / Jugend (Rollstuhl, Orthesen, spezielle Pflege). 

• Hilfsstruktur (Besondere Wohnformen / Eingliederungshilfe): 

o Mit 20–30 Jahren: Auszug aus dem Elternhaus in eine Wohngruppe/Einrichtung der 
Eingliederungshilfe (SGB IX). 

o Ab ca. 50–55 Jahren: Einsetzen von vorzeitigen Alterungsprozessen (insbesondere bei geistigen 
Behinderungen wie Trisomie 21), was zusätzliche Pflege nach SGB XI erfordert. 

• Durchschnittliche Pflegephase: 15 bis 30+ Jahre (Erstreckt sich oft über das gesamte 
Erwachsenenleben). 

• Sterbebegleitung: Häufig eng eingebettet in die gewohnte Wohngruppe oder Hospizdienste für 
Menschen mit Behinderung. 

 

4. Familien mit behinderten Kindern (Lebensverlauf der Familie) 

Für Eltern von Kindern mit schweren Behinderungen gliedert sich der Lebensverlauf in spezifische 
Versorgungs- und Belastungsphasen: 

• Geburt bis 6 Jahre (Diagnose & Frühförderung): 



o Frühe Arzt- und Therapieabhängigkeit (Sozialpädiatrische Zentren – SPZ, Physiotherapie). 

o Einleitung der ersten Hilfsmittel (Spezial-Kinderwagen, Therapiestühle). 

 

• 6 bis 18 Jahre (Schule & Alltag): 

o Hohe Abhängigkeit von Schulbegleitern und Pflegediensten (z. B. Behandlungs- oder 
Grundpflege in Schule/Kita). 

• Ab 18 Jahre (Übergang ins Erwachsenenalter – Klippe): 

o Juristischer Wechsel: Eltern müssen rechtliche Betreuung beantragen. 

o Systemwechsel von der Jugendhilfe zur Eingliederungshilfe für Erwachsene (SGB IX). 

• Ab 50–60 Jahre der Eltern (Die „Eltern-Alters-Krise“): 

o Die eigenen Eltern werden pflegebedürftig und können die häusliche Pflege des erwachsenen 
Kindes (nun ca. 30–40 Jahre alt) körperlich nicht mehr leisten. 

o Dringender Bedarf an Wohnformen: Auszug des Kindes in eine Wohneinrichtung der 
Behindertenhilfe. 

• Nachsorge & Erbe: 

o Wichtiger Baustein: Errichtung eines Behindertentagsklausel-Testaments 
(„Behindertentestament“), damit der Nachlass nicht komplett vom Sozialamt vereinnahmt 
wird, sondern dem Kind Lebensqualität ermöglicht. 

 

 

5. Phasenablauf: Sterbebegleitung & Nachsorge (Allgemein) 

[Akutphase / Palliative Care] ──► [Sterbephase] ──► [Nachsorge & Nachlass] 

      (2 bis 6 Monate)            (3 bis 7 Tage)         (6 bis 12 Wochen) 

1. Palliative Versorgung / Sterbebegleitung (ca. 1–3 Monate): 

o Einbindung von SAPV (Spezialisierte Ambulante Palliative Versorgung) oder Aufnahme in ein 
Stationäres Hospiz. 

2. Die unmittelbaren Tage (3–7 Tage): 

o Feststellung des Todes durch den Arzt, Ausstellung des Totenscheins. 

o Überführung durch das Bestattungsunternehmen, Organisation der Beisetzung. 

3. Nachsorge und Bürokratie (6 Wochen bis 6 Monate): 

o Beantragung der Sterbeurkunde beim Standesamt. 

o Kündigung von Mietverträgen (Sonderkündigungsrecht bei Tod: 3 Monate), Abmeldung von 
Krankenkasse, Rentenkasse, Versicherungen. 

o Beantragung des Erbscheins beim Nachlassgericht / Testamentseröffnung. 

o Abwicklung von Rente/Witwenrente. 

 



Senioren- bzw. Pflegeheims  
(stationäre Pflegeeinrichtung) Komplexes Gefüge aus gesetzlichen Vorgaben, ökonomischen Erfordernissen, 
medizinisch-pflegerischer Versorgung und sozialer Lebensgestaltung. 

 

1. Die Grundstruktur in den 5 Kerndimensionen 

Wirtschaftlich 

Ein Seniorenheim arbeitet als Wirtschaftsbetrieb (gemeinnützig, kommunal oder privat-gewerblich) mit hoher 
Personalkostenintensität (ca. 60–70 % der Gesamtkosten). 

• Pflegesatzverhandlungen: Die Vergütung wird regelmäßig zwischen dem Betreiber, den Pflegekassen 
und dem Sozialhilfeträger verhandelt. 

• Kostenstruktur: Setzt sich aus vier Hauptkomponenten zusammen: 

1. Pflegebedingte Aufwendungen (Pflegepersonal, medizinische Behandlungspflege). 

2. Unterkunft und Verpflegung („Hotelkomponente“). 

3. Investitionskosten (Instandhaltung, Gebäude, Miete/Pacht). 

4. Ausbildungsumlage (Refinanzierung der Pflegeausbildung). 

 

Rechtlich 

Das Rechtssystem setzt den Rahmen für Betrieb und Verträge: 

• Pflegearbeits- und Heimrecht der Länder: Regelt Baustandards (z. B. Einzelzimmerquote), 
Fachkraftquoten und Mitwirkungsrechte. 

• SGB XI (Soziale Pflegeversicherung): Grundgerüst für Zulassung, Qualitätsprüfungen (MDK/MD) und 
Abrechnung. 

• SGB XII (Sozialhilfe): Übernahme ungedeckter Heimkosten („Hilfe zur Pflege“). 

• WBVG (Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz): Schützt die Bewohner als Verbraucher (transparente 
Verträge, Kündigungsschutz). 

 

Pflegerisch 

Die pflegerische Organisation orientiert sich an Expertenstandards und dem Strukturmodell (SIS – Strukturierte 
Informationssammlung): 

• Pflegefachkräfte & Pflegehilfskräfte: Durchführung der Grund- und Behandlungspflege (SGB V/SGB 
XI) nach Schichtmodellen (Früh-, Spät-, Nachtdienst). 

• Pflegemanagement: Einrichtungsleitung (EL) und Pflegedienstleitung (PDL) verantworten Qualität, 
Dienstpläne und die Einhaltung medizinischer Verordnungen. 

 

Sozial 

• Sozialer Dienst / Betreuung (§ 43b SGB XI): Alltagsbegleiter organisieren Gruppen- und 
Einzelaktivitäten (Gedächtnistraining, Feste, Ausflüge). 



• Gemeinschaftsleben: Strukturierung des Tages durch feste Mahlzeiten, Aufenthaltsräume und 
Beziehungsarbeit. 

 

Persönliches Wohlbefinden der Bewohner 

• Spannungsfeld: Balance zwischen Sicherheit/Versorgung und Selbstbestimmung/Privatsphäre. 

• Einflussfaktoren: Qualität der Verpflegung, eigenes Mobiliar im Zimmer, respektvoller Umgang, Erhalt 
von Alltagskompetenzen und Linderung von Einsamkeit. 

 

2. Institutionen, Genehmigungen & Finanzierung 

                        ┌────────────────────────────────────────┐ 

                        │            Seniorenheim                │ 

                        └───────────────────┬────────────────────┘ 

                                            │ 

        ┌───────────────────────┬───────────┴───────────┬───────────────────────┐ 

        ▼                       ▼                       ▼                       ▼ 

┌──────────────┐        ┌──────────────┐        ┌──────────────┐        ┌──────────────┐ 

│ Behörden     │        │ Kassen       │        │ Medizin      │        │ Soziales     │ 

├──────────────┤        ├──────────────┤        ├──────────────┤        ├──────────────┤ 

│ Heimaufsicht │        │ Pflegekassen │        │ Hausärzte    │        │ Angehörige   │ 

│ Gesundheits- │        │ Sozialamt    │        │ Fachärzte    │        │ Ehrenamt     │ 

│ amt / Bauamt │        │ (SGB XII)    │        │ Apotheken    │        │ Quartier     │ 

└──────────────┘        └──────────────┘        └──────────────┘        └──────────────┘ 

• Genehmigungen & Aufsicht: 

o Heimaufsicht (FAL/FSA): Prüft unangemeldet Personalschlüssel, Hygiene, bauliche Vorgaben 
und Wohnqualität. 

o Gesundheitsamt & Bauamt: Infektionsschutz, Lebensmittelhygiene, Brandschutz. 

o Medizinischer Dienst (MD): Prüft Versorgungsqualität und Qualitätsindikatoren. 

 

• Finanzierungsmodell: 

o Teilleistungssystem der Pflegekasse: Die Pflegekasse zahlt einen festen Pauschalbetrag je 
nach Pflegegrad (1 bis 5). 

o Eigenanteil (EEE – Einrichtungseinheitlicher Eigenanteil): Den verbleibenden Betrag für 
Pflege sowie Unterkunft, Verpflegung und Investitionskosten zahlt der Bewohner selbst. Seit 
2022 gibt es hierzu gestaffelte Leistungszuschläge der Pflegekasse je nach Verweildauer. 

o Förderung: Öffentliche Zuschüsse zum Bau/Umbau sind stark zurückgegangen; Reinvestition 
erfolgt meist über die verhandelten Investitionskosten. 

 



 

 

3. Vor- und Nachteile: Bewohner vs. Betreiber 

Perspektive Vorteile Nachteile / Herausforderungen 

Aus Sicht der 
Bewohner 

• 24/7 Notfall- und 
Pflegegewissheit 

• Entlastung von Haushalt und 
Einkäufen 

• Soziale Kontakte & strukturierter 
Alltag 

• Professionelle Barrierefreiheit 
 

• Verlust des gewohnten Umfelds / 
Eigenheims 

• Anpassung an starre Heimstrukturen 
(Mahlzeiten etc.) 

• Hohe finanzielle Belastung (Eigenanteil) 

• Gefahr von Privatsphärenverlust 
 

Aus Sicht der 
Betreiber 

• Stabile Nachfrage durch 
demografischen Wandel 

• Planbare Einnahmen über 
Pflegekassen 

• Hoher gesellschaftlicher 
Stellenwert 
 

• Akuter Fachkräftemangel & hohe 
Personalkosten 

• Hoher Bürokratie- und 
Dokumentationsaufwand 

• Schmale Marge & Insolvenzrisiko bei 
Leerstand 

• Strenge regulatorische Auflagen 
 

 

4. Einbettung: Familie, Angehörige & Soziales Umfeld 

• Einbindung der Angehörigen: 

o Angehörigenarbeit: Regelmäßige Informationsabende, Angehörigenbeiräte und Einbindung in 
Pflegeplanungsgespräche. 

o Entlastungsfunktion: Entlastet Familien von der physischen und psychischen 
Pflegeverantwortung, verändert aber die Rolle vom Pflegenden zurück zum Sohn/zur Tochter. 

 

• Verankerung im Quartier (Soziales Umfeld): 

o Öffnung nach außen: Kooperationen mit lokalen Kindergärten, Schulen, Kirchengemeinden 
oder Vereinen. 

o Ehrenamt: Einbindung von ehrenamtlichen Helfern für Spaziergänge, Vorlesen oder Seelsorge. 

o Quartierskonzepte: Moderne Einrichtungen öffnen ihre Cafeterien oder Veranstaltungsräume 
für die Nachbarschaft, um Stigmatisierung und Isolation zu vermeiden. 

 



In jedem Bundesland anders: Behördenwillkür 
Die Berechnung des Eigenanteils für einen Pflegeheimplatz in Deutschland setzt sich aus verschiedenen 
gesetzlich festgelegten Bausteinen zusammen. Seit 2022 wird der pflegebedingte Eigenanteil zudem durch 
Leistungszuschläge der Pflegekasse gemindert, die sich nach der Verweildauer im Heim richten. 

1. Die vier Bausteine der Heimkosten 

Jeder Pflegeheimplatz setzt sich aus vier Kostenkomponenten zusammen: 
 

1. Pflegebedingter Eigenanteil (EEE – Einrichtungseinheitlicher Eigenanteil): 

Kosten für die reine Pflege und Betreuung. Der EEE ist in einer Einrichtung für alle Bewohner der Pflegegrade 2 
bis 5 identisch (bei Pflegegrad 1 gelten Sonderregelungen). 

2. Unterkunft und Verpflegung („Hotelkomponente“): 

Kosten für Zimmer, Verpflegung, Reinigung, Wäscherei etc. 

3. Investitionskosten (AP-Anteil / Instandhaltung): 

Kosten für Gebäude, Miete, Instandhaltung und technische Anlagen (vergleichbar mit einer Kaltmiete). 

4. Ausbildungsumlage: 

Ein gesetzlicher Beitrag zur Refinanzierung der Pflegeausbildung im jeweiligen Bundesland. 

 

2. Gesetzlicher Zuschuss zum EEE (nach Verweildauer) 

Der gesetzliche Zuschuss gem. § 43c SGB XI reduziert ausschließlich den pflegebedingten Eigenanteil (EEE). 
Unterkunft, Verpflegung und Investitionskosten müssen stets in voller Höhe selbst getragen werden. 

 

Verweildauer im Pflegeheim Zuschuss der Pflegekasse auf den EEE 

Im 1. Jahr (1. bis 12. Monat) 15 % 

Im 2. Jahr (13. bis 24. Monat) 30 % 

Im 3. Jahr (25. bis 36. Monat) 50 % 

Ab dem 4. Jahr (ab 37. Monat) 75 % 

 

 

3. Konkretes Rechenbeispiel 

Ausgangslage: 

Frau Müller zieht mit Pflegegrad 3 in ein Pflegeheim. Folgende monatliche Gesamtkosten wurden für die 
Einrichtung vereinbart: 

• Pflegebedingter Aufwand gesamt: 2.100 € 



• Unterkunft & Verpflegung: 850 € 

• Investitionskosten: 480 € 

• Ausbildungsumlage: 70 € 

• Leistung der Pflegekasse (Pauschale PG 3 nach § 43 SGB XI): 1.262 € 

 

Schritt-für-Schritt-Berechnung 

Schritt 1: Ermittlung des unrabattierten EEE (Pflege-Eigenanteil) 

Zuerst werden die pauschalen Leistungen der Pflegekasse von den pflegebedingten Gesamtkosten abgezogen: 

Pflegekosten gesamt (2.100 €) − Kassenleistung PG 3 (1.262 €) = 𝟖𝟑𝟖 € (EEE raw) 

 

Schritt 2: Zusammenstellung der Eigenkosten vor Zuschuss 

Ohne den Verweildauer-Zuschuss müsste Frau Müller monatlich zahlen: 

 

Posten Betrag monatlich 

Unrabattierter EEE (Pflege) 838 € 

Unterkunft & Verpflegung 850 € 

Investitionskosten 480 € 

Ausbildungsumlage 70 € 

Gesamter Eigenanteil (ohne Zuschuss) 2.238 € 

 

Schritt 3: Anrechnung des Leistungszuschusses (§ 43c SGB XI) 

Der Zuschuss bezieht sich nur auf die 838 € (EEE). 

 

• 1. Jahr (15 % Rabatt auf EEE): 

o Zuschuss: 838 € × 15% = 125,70 € 

o Neuer EEE: 838 € − 125,70 € = 712,30 € 

o Gesamtzahlung im 1. Jahr: 712,30 € + 850 € + 480 € + 70 € = 𝟐. 𝟏𝟏𝟐, 𝟑𝟎 €/Monat 

 

• 2. Jahr (30 % Rabatt auf EEE): 

o Zuschuss: 838 € × 30% = 251,40 € 



o Neuer EEE: 838 € − 251,40 € = 586,60 € 

o Gesamtzahlung im 2. Jahr: 586,60 € + 850 € + 480 € + 70 € = 𝟏. 𝟗𝟖𝟔, 𝟔𝟎 €/Monat 

 

• 3. Jahr (50 % Rabatt auf EEE): 

o Zuschuss: 838 € × 50% = 419,00 € 

o Neuer EEE: 838 € − 419,00 € = 419,00 € 

o Gesamtzahlung im 3. Jahr: 419,00 € + 850 € + 480 € + 70 € = 𝟏. 𝟖𝟏𝟗, 𝟎𝟎 €/Monat 

 

• Ab dem 4. Jahr (75 % Rabatt auf EEE): 

o Zuschuss: 838 € × 75% = 628,50 € 

o Neuer EEE: 838 € − 628,50 € = 209,50 € 

o Gesamtzahlung ab Jahr 4: 209,50 € + 850 € + 480 € + 70 € = 𝟏. 𝟔𝟎𝟗, 𝟓𝟎 €/Monat 

 

4. Zusammenfassende Übersicht der monatlichen Belastung 

Gesamtkosten (vor Kassenanteil): 3.500 € 

│ 

├── Kassen-Festbetrag (PG 3):   - 1.262 € 

│ 

└── verbleibender Zuzahlungsbedarf: 

    ├── 1. Jahr: 2.112,30 € / Monat 

    ├── 2. Jahr: 1.986,60 € / Monat 

    ├── 3. Jahr: 1.819,00 € / Monat 

    └── ab 4. Jahr: 1.609,50 € / Monat 

Wichtig im Praxisalltag: Reichen Rente und Vermögen (unter Berücksichtigung des Schonvermögens von 
aktuell 10.000 € pro Person) nicht aus, um diesen monatlichen Eigenanteil zu decken, springt das Sozialamt 
über die „Hilfe zur Pflege“ (SGB XII) ein. 

 

Fake Gesetze:  
Eltern wollen ihren Kindern nicht zur Last werden! 
 

Seit dem Inkrafttreten des Angehörigen-Entlastungsgesetzes (§ 94 Abs. 1a SGB XII) sind Kinder von 
pflegebedürftigen Eltern weitgehend von den Heimkosten befreit.  

Das Sozialamt darf erst dann auf das Einkommen der Kinder zurückgreifen, wenn das 
Bruttojahreseinkommen des jeweiligen Kindes mehr als 100.000 Euro beträgt.  
 

1. Was zählt zur 100.000-Euro-Grenze?  



Maßgeblich ist das Gesamteinkommen nach dem Einkommensteuerrecht (Bruttoeinkommen eines 
Kalenderjahres):  

• Angestellte: Bruttoarbeitslohn inklusive Urlaubs-/Weihnachtsgeld, Boni und Sachbezügen. 
(Werbungskosten dürfen vom Jahresbrutto abgezogen werden, um das steuerliche Bruttoeinkommen 
zu ermitteln).  

• Selbstständige / Freiberufler: Der steuerliche Gewinn (Einnahmen abzüglich Betriebsausgaben). 

• Weitere Einnahmen: Mieteinnahmen, Kapitalerträge (Zinsen/Dividenden) oder sonstige 
steuerpflichtige Einkünfte zählen ebenfalls hinein.  

 

2. Wichtige Ausnahmen und Schutzregeln 

• Ehepartner werden NICHT zusammengerechnet: Die 100.000-Euro-Grenze gilt pro Kind. Verdient 
das Kind 70.000 Euro brutto und der Partner 80.000 Euro (zusammen 150.000 Euro), muss das Kind 
keinen Elternunterhalt zahlen.  

• Vermögen des Kindes ist geschützt: Liegt das Jahresbruttoeinkommen unter 100.000 Euro, prüft das 
Sozialamt das Vermögen des Kindes (z. B. Sparguthaben oder Immobilien) überhaupt nicht.  

• Keine Haftung für Schwiegerkinder/Enkel: Schwiegerkinder oder Enkelkinder haften grundsätzlich 
nicht für die Pflegeheimkosten.  

• Beweislast liegt beim Sozialamt: Das Sozialamt vermutet gesetzlich, dass Kinder unter der Grenze 
liegen. Es darf Einkommensnachweise nur dann einfordern, wenn es konkrete Anhaltspunkte dafür 
gibt, dass das Kind mehr als 100.000 Euro brutto verdient.  

 

3. Was passiert, wenn man MEHR als 100.000 Euro verdient?  

Überschreitet das Jahresbrutto die Grenze von 100.000 Euro, muss man nicht automatisch die gesamten 
verbleibenden Heimkosten zahlen. Das Sozialamt leitet dann lediglich ein Prüfungsverfahren zur individuellen 
Leistungsfähigkeit ein.  

 

Dabei gelten weitreichende Schutzmechanismen: 

1. Bereinigung des Einkommens: Vom Einkommen werden Steuern, Sozialabgaben, berufsbedingte 
Ausgaben, private Altersvorsorge (bis zu 5 % des Brutto), Kreditverbindlichkeiten und vorrangige 
Unterhaltspflichten (z. B. für eigene Kinder) abgezogen.  

 

2. Selbstbehalt (BGH-Rechtsprechung):  

o Dem Kind steht ein Sockelselbstbehalt zu (mindestens ca. 2.650 Euro/Monat netto für 
Alleinstehende, zuzüglich ggf. höherer Wohnkosten).  

o Vom darüber liegenden Restnetto muss nach der gefestigten Rechtsprechung nur ein 
Teilbereich (in der Regel ca. 30 Prozent) als Elternunterhalt eingesetzt werden; der Rest 
verbleibt beim Kind.  

 

Kurzbeispiel 

• Kind A (85.000 € Brutto): Muss 0 Euro zahlen. Das Sozialamt übernimmt die ungedeckten Heimkosten 
über die „Hilfe zur Pflege“.  



• Kind B (110.000 € Brutto): Das Sozialamt prüft die Finanzen. Nach Abzug aller Frei- und 
Ausgabenbeträge sowie des Selbstbehalts zahlt Kind B nur einen berechneten Teilbetrag der 
ungedeckten Pflegekosten.  

 

 

Für Immobilieninvestoren stellt ein Seniorenheim ein sogenanntes  
Betreiberimmobilien-Modell dar.  
Das Investment unterscheidet sich grundlegend von klassischen Wohn- oder Gewerbeimmobilien, da 
Kapitalanleger nicht an einzelne Mieter vermieten, sondern an einen Betreiber (Träger), der das gesamte 
Gebäude als Pächter bewirtschaftet. 

Man unterscheidet im Markt zwischen zwei Investor-Typen: 

• Institutional / Globalinvestor: Kauft das gesamte Objekt am Stück (oft Fonds, Versicherungen, Family 
Offices). 

• Private Einzelinvestoren (Teileigentum): Kauft ein einzelnes Pflegeappartement im Teileigentum 
(nach WEG) und tritt einem Betreibervertrag bei. 

 

1. Das Finanz- und Vermietungsmodell 

Das Kernelement für den Investor ist ein langfristiger Dach-und-Fach-Pachtvertrag (Triple-Net-Lease bzw. 
Double-Net-Lease) mit der Betreibergesellschaft. 

• Vertragslaufzeiten: Typischerweise 20 bis 25 Jahre mit Verlängerungsoptionen (z. B. 2 × 5 Jahre). 

• Mieteinnahmen: Der Betreiber zahlt eine feste, ertragsunabhängige Monatsmiete an den Investor, 
unabhängig davon, ob das einzelne Zimmer oder das Heim aktuell voll belegt ist. 

• Mietindexierung: Die Pacht ist fast immer an den Verbraucherpreisindex (VPI) gekoppelt. Steigt die 
Inflation um einen definierten Schwellenwert (z. B. 5 %), passt sich die Pacht automatisch an. 

 

┌────────────────────────────────────────────────────────┐ 

│                        INVESTOR                        │ 

└───────────────────────────┬────────────────────────────┘ 

                            │   

                            │ 20–25 Jahre Pachtvertrag  

                            │ (Indexierte Pachtzahlung) 

                            ▼ 

┌────────────────────────────────────────────────────────┐ 

│                  BETREIBER / TRÄGER                    │ 

└───────────────────────────┬────────────────────────────┘ 

                            │  

                            │ Belegungsverträge / Pflegesätze 

                            ▼ 



┌────────────────────────────────────────────────────────┐ 

│                        BEWOHNER                        │ 

└────────────────────────────────────────────────────────┘ 

 

2. Refinanzierung der Pacht aus Betreibersicht 

Damit der Betreiber die Pacht zuverlässig an den Investor zahlen kann, nutzt er die von den Pflegekassen und 
Pflegeheim-Bewohnern verhandelten Investitionskosten (InvKO): 

• Die Investitionskosten sind gesetzlich genau kalkuliert und werden jedem Bewohner pauschal auf die 
Monatsrechnung gesetzt (im vorherigen Rechenbeispiel die 480 €/Monat). 

• Diese Einnahmen sind zweckgebunden: Der Betreiber finanziert damit direkt die Pacht/Miete, die 
Instandhaltung der Hülle sowie Kapitalkosten der Immobilie. 

 

3. Vor- und Nachteile aus Sicht des Investors 

Vorteile Nachteile & Risiken 

Hohe Einnahmensicherheit: Durchgehende 
Mietzahlung über 20–25 Jahre, auch bei 
vorübergehendem Leerstand einzelner Zimmer. 

Betreiberrisiko (Insolvenz): Geht der Betreiber 
pleite, stoppt die Mietzahlung. Die Suche nach 
einem Nachfolgebetreiber kann Monate dauern und 
Pachtabschläge bedingen. 

Geringer Verwaltungsaufwand: Keine 
Mietersuche, keine Nebenkostenabrechnung mit 
den Heimbewohnern. 

Dritteigenschaft / Drittverwendbarkeit: Ein 
Pflegeheim kann baulich nur schwer für andere 
Zwecke (z. B. Büro, normale Wohnungen) genutzt 
werden. 

Geringe Instandhaltungskosten: Der Betreiber 
übernimmt in der Regel die 
Schönheitsreparaturen und die Instandhaltung 
im Inneren des Gebäudes. 

Regulatorisches Risiko: Ändern sich 
Landesheimgesetze (z. B. nachträgliche Pflicht zu 
100 % Einzelzimmern), muss das Gebäude auf 
Kosten des Eigentümers umgebaut werden. 

Belegungsunabhängig: Risiko liegt beim 
Betreiber (solange er liquide ist). 

Eingeschränkte Zweitverwertung: Verkauf des 
Objektes hängt stark von der Bonität des aktuellen 
Betreibers ab. 

 

 

4. Wichtige Kennzahlen und Renditefaktoren 

• Anfangsrendite (Netto-Rendite): Bewegt sich im aktuellen Marktumfeld meist im Bereich von 4,0 % 
bis 5,5 % p. a. auf den Kaufpreis, abhängig von Standort und Betreiberbonität. 

• Instandhaltungsverteilung (Dach & Fach): 

o Investor trägt: Dach, Tragwerk, Fassade, Aufzüge (Substanz/Hülle). 



o Betreiber trägt: Innenausbau, Schönheitsreparaturen, Mobiliar, haustechnische Anlagen im 
Betrieb. 

• Vorbelegungsrecht (bei Einzelinvestoren): Viele Verträge garantieren dem Käufer eines 
Pflegeappartements oder dessen direkten Angehörigen ein bevorzugtes Belegungsrecht bei 
Eigenbedarf in einer der Einrichtungen des Betreibers. 

------------------------------  

Alternativen ? 
Ja, es gibt ein breites Spektrum an Alternativen zum klassischen vollstationären Seniorenheim. Diese Modelle 
bewegen sich auf einer Skala zwischen maximaler Selbstständigkeit im eigenen Wohnraum und intensiver 
Gemeinschafts- bzw. Rundum-Betreuung. 
 

1. Die gängigsten Alternativen im Überblick 

A. Betreutes Wohnen / Service-Wohnen  

• Konzept: Die Bewohner mieten oder kaufen eine barrierefreie Einzelwohnung. Grundleistungen (z. B. 
Hausnotruf, Ansprechpartner vor Ort, Hausmeister) sind im Grundservice enthalten.  

• Pflege: Bei Pflegebedarf werden externe Dienstleister (ambulante Pflegedienste) flexibel dazugebucht.  

• Für wen geeignet: Senioren mit geringem bis mittlerem Unterstützungsbedarf, die eigenständig leben, 
aber Sicherheit im Alltag möchten.  

 

B. Ambulant betreute Pflege-WGs / Demenz-WGs  

• Konzept: 3 bis 12 Pflegebedürftige leben zusammen in einer großen Wohnung oder einem Haus. Jeder 
hat ein privates Zimmer, während Küche, Wohnzimmer und Barrierefrei-Bäder gemeinsam genutzt 
werden.  

• Pflege: Die Bewohnerschaft (oder deren Angehörige) beauftragt gemeinsam einen Präsenzdienst oder 
Pflegedienst, der oft rund um die Uhr im Haus ist.  

• Besonderheit: Gesetzlich stark gefördert durch die Pflegekasse (z. B. pauschaler 
Wohngruppenzuschlag von 224 €/Monat pro Person nach § 38a SGB XI sowie einmalige 
Anschubfinanzierung für den barrierefreien Umbau).  

• Für wen geeignet: Hohe Pflegebedürftigkeit, insbesondere für Menschen mit Demenz, die ein 
familiäres Umfeld statt einer Großeinrichtung bevorzugen.  

 

C. Häusliche Pflege mit 24-Stunden-Betreuungskraft („Aging in Place“) 

• Konzept: Der Senior bleibt im eigenen Zuhause wohnen. Eine Betreuungsperson (häufig aus Osteuropa 
über Agenturen vermittelt) zieht im Haushalt ein und übernimmt Grundpflege, Haushaltsführung und 
Gesellschaft.  

• Pflege: Ergänzend führt ein deutscher ambulanter Pflegedienst die medizinische Behandlungspflege 
(z. B. Spritzen, Wundversorgung) durch, was über die Krankenkasse (SGB V) abgerechnet wird.  

• Für wen geeignet: Menschen, die ihr gewohntes Heim keinesfalls verlassen wollen und ausreichend 
Wohnraum (eigenes Zimmer für die Betreuungskraft) besitzen.  

 

D. Mehrgenerationenwohnen & Seniorenhausgemeinschaften  



• Konzept: Jung und Alt wohnen Tür an Tür in einem gemeinsamen Gebäudekomplex. Der Fokus liegt auf 
gegenseitiger Nachbarschaftshilfe (z. B. Senioren beaufsichtigen Kinder, Jüngere helfen bei Einkäufen 
oder Gartenarbeit).  

• Für wen geeignet: Aktive Senioren, die Isolation vermeiden und sich aktiv in eine Gemeinschaft 
einbringen wollen.  

 

2. Nischen- und innovative Modelle 

• Wohnen gegen Hilfe: Studierende oder Auszubildende ziehen kostenfrei oder vergünstigt bei Senioren 
ein und leisten im Gegenzug definierte Hilfen im Alltag (Einkaufen, Haushalt, Gartenarbeit). Keine 
professionellen Pflegeleistungen.  

• Betreutes Wohnen in einer Gastfamilie: Pflegebedürftige Senioren leben im Haushalt einer fremden 
Familie und werden dort in den Alltag integriert. Die Familie erhält dafür ein Betreuungsgeld.  

• Pflege-Bauernhöfe (Green Care): Betreuung und Pflege auf aktiv bewirtschafteten Höfen mit Tieren 
und Naturbezug – meist als Tagespflege oder kleine Wohnform realisiert. 

• Quartiersnahe Pflege-Residenzen (Stambulante Konzepte): Eine Mischform aus ambulantem 
Wohnen und stationärer Absicherung, bei der der Pflegedienst fest im Wohnquartier verankert ist. 

 

3. Vergleichstabelle der Alternativen 

Modell 
Selbstständigke
it 

Eignung 
bei 
hohem 
Pflegegra
d 

Soziostruktur 
Finanzielles 
Hauptmerkmal 

Betreutes Wohnen Sehr hoch Bedingt Individuell 
Miete + 
Servicepauschale + 
Ambulante Pflege 

Pflege-WG Mittel 
Hoch 
(auch 
Demenz) 

Kleine 
Gemeinschaft 

Miete Anteil + 
Präsenzdienst 
(Wohngruppenzuschl
ag) 

24h-Betreuung zu 
Hause 

Hoch Hoch 
Einzelbetreuu
ng 

Betreuungspauschale 
Agentur + ggf. 
Pflegedienst 

Mehrgenerationenha
us 

Hoch 

Gering 
(sofern 
kein 
externer 
Dienst) 

Bunt / 
Nachbarschaf
t 

Normale 
Miete/Eigentum 

 



 

Anhang 
Hindernisse für die Auswanderung? 
Das Beziehungsnetzwerk einer deutschen Familie ist eine Mischung aus formellen Institutionen, 
professionellen Dienstleistern und informellen sozialen Kontakten. Je nach Lebensphase der Familie 
(Säuglingsalter, Schulzeit, Pflege der eigenen Eltern) verschieben sich die Schwerpunkte dieser Netzwerke 
deutlich. 

Im Folgenden sind die typischen Beziehungsnetzwerke einer Familie in Deutschland entlang der geforderten 
Bereiche aufgeschlüsselt. 
 

1. Das medizinische & therapeutische Netzwerk 

In Deutschland hat das Prinzip der freien Arztwahl Vorrang. Das Netzwerk baut meist primär auf 
Vertrauensverhältnissen im ambulanten Sektor auf. 
 

• Der Hausarzt / Kinderarzt als „Gatekeeper“: 

Er ist der zentrale Anlaufpunkt. Zum Kinderarzt besteht in den ersten Lebensjahren durch die U-
Untersuchungen und Impfungen eine sehr enge Bindung. Der Hausarzt der Eltern koordiniert Überweisungen 
zu Fachärzten. 

• Facharzt-Netzwerk: 

Gynäkologe (während Schwangerschaft/Vorsorge), Zahnarzt (2-mal jährlich Pflicht für Bonusheft), Augenarzt, 
Hautarzt, Kieferorthopäde (fast Standard im Jugendalter). 

• Therapeuten & Heilmittelerbringer: 

Physiotherapeuten, Ergotherapeuten, Logopäden (häufig bei Kindern zur Sprachförderung) und Podologen (bei 
Senioren). 

• Apotheke vor Ort: 

Oft eine feste Stamm-Apotheke, die Wechselwirkungen bei der Einnahme mehrerer Medikamente prüft und 
Beratung bietet. 

• Akut- und Notfallnetzwerk: 

Ärztlicher Bereitschaftsdienst (116 117), Notfallpraxen an Krankenhäusern, Notruf (112). 

 

2. Das Bildungs- & Schulnetzwerk 

Dieses Netzwerk ist stark durch das Föderalismusprinzip und die Schulpflicht geprägt. 

 
 

                    BILDUNGSNETZWERK DER FAMILIE 

                                 │ 

     ┌───────────────────────────┼───────────────────────────┐ 

     ▼                           ▼                           ▼ 



[Institutionen]          [Eltern-Mitwirkung]        [Informelles Netz] 

 • Kita / Tagesmutter     • Elternbeirat / KEV       • Klassen-WhatsApp-Gruppen 

 • Grund- & Weiterführende• Schulkonferenz           • Fahrgemeinschaften 

   Schulen                • Förderverein der Schule  • Lerngruppen unter Kindern 

 • Nachmittagsbetreuung/ 

   Hort (OGTS) 

 

 

• Kindertagesstätte (Kita) / Tagesmutter: Erste wichtige Fremdbetreuung. Hier entstehen oft die ersten 
langjährigen Freundschaften der Eltern untereinander. 

• Schule & OGS (Offene Ganztagsschule): 

o Formell: Enge Interaktion mit Klassenlehrern, Fachlehrern und Schulsozialarbeitern. 

o Elternmitwirkung: Ausübung von Ämtern wie Klassenelternsprecher, Schulpflegschaft oder 
Mitarbeit im Förderverein (zur finanziellen Unterstützung der Schule). 

• Informelles Elternnetzwerk: 

Klassen-WhatsApp-Gruppen zur Hausaufgabenabstimmung, Fahrgemeinschaften zum Sport oder zu 
Geburtstagsfeiern, Lerngruppen. 

 

3. Vereine & Freizeitnetzwerke 

Vereine sind in Deutschland das Rückgrat der sozialen Integration und der Freizeitgestaltung. 

• Sportvereine: 

Turnverein (Mutter-Kind-Turnen ab dem Kleinkindalter), Fußballverein, Schwimmverein (Seepferdchen-Kurse), 
Tennisverein. Eltern bringen sich hier oft als ehrenamtliche Trainer, Betreuer oder Helfer bei Vereinsfesten ein. 

• Kulturelle & Musikalische Angebote: 

Musikschule (Musikalische Früherziehung, Instrumentalausbildung), Jugendfeuerwehr, Pfadfinder, 
Schachclubs. 

• Nachbarschafts- & Bürgervereine: 

Stadtteilvereine, Kleingartenvereine, Dorfgemeinschaften. Sie organisieren Straßenfeste, Martinszüge oder 
Nachbarschaftshilfe. 

• Informelle Freizeitnetzwerke: 

Verabredungen auf Spielplätzen, feste Bouldergruppen, Stammtische der Eltern, gemeinsames 
Familiencamping. 

4. Das Behörden- & Verwaltungsnetzwerk 

Der Kontakt zu Behörden ist in Deutschland stark strukturiert und verlangt formelle Anträge, Nachweise und 
Fristwahrungen. 

 
 



• Standesamt & Bürgeramt (Bürgerbüro): Geburtseintragung, Personalausweise, Reisepässe, 
Ummeldungen bei Umzug. 

• Familienkasse (Agentur für Arbeit): Auszahlung von Kindergeld und ggf. Kinderzuschlag. 

• Elterngeldstelle: Antrag und Abwicklung von Elterngeld nach der Geburt. 

• Jugendamt: 

o Unterstützend: Kita-Gutscheine, Beitragsberechnungen für Kitas, Beratungsangebote, 
Beistandschaften. 

o Eingreifend: In Krisen zur Sicherung des Kindeswohls. 

• Finanzamt: Steuerklassenwechsel nach Hochzeit/Geburt, Steuererklärung (Geltendmachung von 
Kinderfreibeträgen, Betreuungskosten, Handwerkerleistungen). 

 

5. Externe Hilfs- & Beratungssysteme 

Wenn Familien an ihre Grenzen stoßen (sei es durch Überlastung, Krankheit, Erziehungsprobleme oder 
Pflegefälle), greift ein dichtes Netz an öffentlichen und freien Trägern. 

Erziehungs- & Familienhilfe 

• Erziehungsberatungsstellen: Kostenlose und vertrauliche Beratung (oft von Trägern wie Caritas, 
Diakonie, AWO, DRK oder Kommunen) bei Verhaltensauffälligkeiten, Schulproblemen oder Trennung 
der Eltern. 

• Frühe Hilfen / Familienhebammen: Unterstützung für junge Familien ab der Schwangerschaft bis zum 
3. Lebensjahr des Kindes bei Überforderung. 

• Müttergenesungswerk: Vermittlung von Mutter-Kind-Kuren oder Vater-Kind-Kuren. 

Pflege- & Seniorenhilfssysteme (Wenn die Großeltern alt werden) 

• Pflegestützpunkte: Neutrale, kostenfreie Beratungsstellen der Pflegekassen und Länder zur 
Organisation von Pflegegraden, Anträgen und Hilfsmitteln. 

• Ambulante Pflegedienste: Übernahme von Grund- und Behandlungspflege im häuslichen Umfeld. 

• Sozialdienste in Krankenhäusern: Vermittlung von Reha-Maßnahmen und nahtloser Übergangspflege 
direkt nach Klinikaufenthalten. 

• Seniorenbüros & Ehrenamtliche Nachbarschaftshilfe: Einkaufshilfen, Besuchsdienste gegen 
Einsamkeit. 

Zusammenfassung: Das Zusammenspiel im Familienalltag 

Das Beziehungsnetzwerk einer deutschen Familie besteht aus einem stabilen Fundament gesetzlicher 
Ansprüche und staatlicher Institutionen (Krankenkasse, Schule, Familienkasse), das durch ein 
engmaschiges Netz aus privaten Kontakten und Ehrenamt (Vereine, Nachbarn, Elternnetzwerke) getragen 
wird. 

In Krisensituationen (Krankheit, Trennung, Überlastung) schalten sich meist freie Wohlfahrtsverbände oder 
Pflegestützpunkte als Vermittler zwischen die Familie und das staatliche System. 



  Pflegekosten gesamt (2.100 €) − Kassenleistung PG 3 (1.262 €) = 𝟖 𝟑 𝟖   € (EEE raw)


  838   € × 15 % = 125 , 70   €


  838   € − 125 , 70   € = 712 , 30   €


  712 , 30   € + 850   € + 480   € + 70   € = 𝟐 . 𝟏 𝟏 𝟐 , 𝟑 𝟎   €/Monat


  838   € × 30 % = 251 , 40   €


  838   € − 251 , 40   € = 586 , 60   €


  586 , 60   € + 850   € + 480   € + 70   € = 𝟏 . 𝟗 𝟖 𝟔 , 𝟔 𝟎   €/Monat


  838   € × 50 % = 419 , 00   €


  838   € − 419 , 00   € = 419 , 00   €


  419 , 00   € + 850   € + 480   € + 70   € = 𝟏 . 𝟖 𝟏 𝟗 , 𝟎 𝟎   €/Monat


  838   € × 75 % = 628 , 50   €


  838   € − 628 , 50   € = 209 , 50   €


  209 , 50   € + 850   € + 480   € + 70   € = 𝟏 . 𝟔 𝟎 𝟗 , 𝟓 𝟎   €/Monat


  2 × 5

